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II. Das Urteil des Bundes-
verfassungsgerichts 
vom 17.12.2014

1. Allgemeines

Im Dezember 2014 stand das ErbStG 
wieder einmal vor einer verfassungs-
rechtlichen Überprüfung; zuletzt war 
dies im Jahre 20064 der Fall. Kern-
punkt der damaligen Entscheidung, 
die die Verfassungswidrigkeit wichti-
ger Teile des Erbschaftsteuergesetzes 
feststellte, war die Forderung des 
Gerichts, die erbschaftsteuerliche 
Bemessungsgrundlage einheitlich 
am gemeinen Wert als dem maß-
geblichen Bewertungsziel auszurich-
ten.5 Die vom Gesetzgeber konkret 
gewählten Bewertungsmethoden 
müssten hierbei gewährleisten, dass 

4 BVerfG vom 07.11.2006, BVerfGE 117, 1 = BStBl 
II 2007, S. 192
5 Lorz/Kirchdörfer, Unternehmensnachfolge, 2. Aufl., 
S. 17, Rn. 25

I. Einleitung

Das Bundesverfassungsgericht hat 
die Verschonungsregelungen für 
Betriebsvermögen mit seinem Urteil 
zur Erbschaftsteuer1 vom 17.12.20142 
für verfassungswidrig erklärt und dem 
Gesetzgeber die Anpassung des Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsteuer-
gesetzes (ErbStG) bis 30.06.2016 auf-
erlegt. Im Folgenden stellen wir die 
Eckpunkte eines Reformmodells vor, 
das den Kritikpunkten des Gerichts 
im Rahmen der Verschonung großer 
Unternehmen Rechnung trägt. Im 
Mittelpunkt unserer Überlegungen 
steht dabei eine Neudefinition des 
Verwaltungsvermögens, das dann 
wiederum den Kern der Bedürfnisprü-
fung für die Verschonung von großen 
Unternehmen bildet.3

1 Im Folgenden wird in diesem Beitrag vereinfa-
chend nur noch von Erbschaftsteuer gesprochen.
2 Vgl. BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, BSt-
Bl II 2015 S. 50 = DB 2015, S. 42
3 Siehe hierzu auch die inhaltlich deckungsglei-
chen Ausführungen von Kirchdörfer/Layer, DB 2015, 
S. 451 ff. Der Beitrag beinhaltet darüber hinaus auch 
einen tabellarischen Überblick über die verschiedenen 
im Schrifttum diskutierten Reformmodelle.

Überlegungen zur  
Neuregelung des Erbschaft- und 
Schenkungsteuerrechts
Eckpunkte eines Reformmodells

Prof. Rainer Kirchdörfer, Rechtsanwalt, Dr. Bertram Layer, Steuerberater,  
Andrea Seemann, Steuerberaterin

Die Diskussion um die Reformierung des Erbschaft- 
und Schenkungsteuergesetzes ist in vollem Gange. 
Im Schrifttum wird zwischenzeitlich eine Vielzahl 
möglicher Reformmodelle abgehandelt. Im Fol-

genden stellen wir das für die Stiftung Familienunternehmen entwickelte Reform-
modell vor, das aus unserer Sicht den Kritikpunkten des Bundesverfassungsgerichts 
im Rahmen der Verschonung großer Unternehmen Rechnung trägt. Anhand eines 
Beispielsfalles werden die konkreten Belastungswirkungen dieses Reformmodells 
vorgestellt.
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alle Vermögensgegenstände mit 
einem Wert nahe an dem gemeinen 
Wert erfasst werden. Erst auf einer 
zweiten Stufe dürften sodann über 
Verschonungsnormen außerfiska-
lische Förderungs- und Lenkungs-
zwecke (z.B. zur Sicherung von 
Betriebsvermögen, zur Förderung 
der Wohnungswirtschaft etc.) umge-
setzt werden. Insoweit wurde dem 
Gesetzgeber bereits seinerzeit ein 
weiter Spielraum eingeräumt, der 
aber dadurch eingeschränkt wurde, 
dass sich diese Entlastungen an den 
Kriterien der finanziellen Leistungsfä-
higkeit, der Folgerichtigkeit und der 
Zielgenauigkeit ausrichten müssten.6 
In einer späteren Entscheidung vom 
17.04.2008 hat das Gericht seine 
Position dahingehend präzisiert, dass 
eine Steuerentlastung vor dem Gleich-
heitssatz gerechtfertigt werden kann, 
wenn der Gesetzgeber das Verhalten 
des Steuerpflichtigen aus Gründen 
des Gemeinwohls lenken will, der 
Lenkungszweck von einer erkennba-
ren gesetzgeberischen Entscheidung 
getragen und seinerseits wiederum 
gleichheitsgerecht ausgestaltet ist.7

In seinem neuen Urteil vom 17.12. 
2014 hat das Bundesverfassungs-
gericht die Verschonungsregelun-
gen für Betriebsvermögen in Form 
der §§ 13a und 13b ErbStG, jeweils 
i.V.m. der Tarifnorm des § 19 Abs. 1 
ErbStG, als mit dem Gleichheitssatz 
des Grundgesetzes unvereinbar ange-
sehen. Das bisherige Recht ist bis zu 
einer Neuregelung weiter anwend-
bar. Der Gesetzgeber ist verpflichtet, 
eine Neuregelung spätestens bis zum 
30.06.2016 zu treffen.8

Im Kern hat das Bundesverfassungs-
gericht die Verschonungsregelungen 
für Betriebsvermögen einschließlich 

6 Ausführlich zur Entscheidung des BVerfG: Creze-
lius, DStR 2007, S. 415; Geck, DStR 2007, S. 427; Seer, 
ZEV 2007, S. 1001; Piltz, ZEV 2007, S. 92
7 Vgl. BVerfG vom 17.04.2008 – BvL 4/05, DStRE 
2008 S. 1206
8 Siehe zur Entscheidung des BVerfG auch Stallei-
ken, DB 2015, S. 18; Hannes, ZEV 2015, S. 7; Kahle/
Hiller/Eichholz, DStR 2015, S. 183; Eisele, NWB 2015, 
S. 170; Reich, BB 2015, S. 148; Seer, GmbHR 2015, 
S. 113; Zipfel/Lahme, DStZ 2015, S. 64; Haarmann BB 
2015, S. 32; Layer, FuS 2015, S. 37

der vollständigen Freistellung von 
der Erbschaftsteuer allerdings als mit 
der Verfassung zu vereinbaren akzep-
tiert. Der Gleichheitssatz belasse dem 
Gesetzgeber im Steuerrecht einen 
weitreichenden Entscheidungsspiel-
raum sowohl bei der Auswahl des 
Steuergegenstands als auch bei der 
Bestimmung des Steuersatzes. Abwei-
chungen von der einmal getroffenen 
Belastungsentscheidung müssten 
sich allerdings ihrerseits am Gleich-
heitssatz messen lassen. Dies fordere 
das Gebot der folgerichtigen Ausge-
staltung des steuerrechtlichen Aus-
gangstatbestands. Abweichungen 
bedürften daher eines besonderen 
sachlichen Grundes. Dabei steigen die 
Anforderungen an die Rechtfertigung 
mit dem Umfang und dem Ausmaß 
der Abweichung.

Der Gesetzgeber ist nicht gehindert, 
mit Hilfe des Steuerrechts außerfiska-
lische Förder- und Lenkungsziele zu 
verfolgen und er verfügt über einen 
großen Spielraum bei der Einschät-
zung, welche Ziele er für förderungs-
würdig hält.9 Die Verschonungsrege-
lungen des Erbschaftsteuergesetzes 
– so das Gericht unter Bezugnahme 
auf die Gesetzesbegründung – sollen 
vor allem Unternehmen schützen, die 
durch einen besonderen personalen 
Bezug des Erblassers oder auch des 
Erben zum Unternehmen geprägt 
sind, wie es namentlich für Familien-
unternehmen typisch ist. Steuerlich 
begünstigt werden soll das produk-
tive Vermögen dieser Unternehmen 
mit dem Ziel, bei der Unternehmens-
nachfolge den Bestand des Unterneh-
mens und der mit ihm verbundenen 
Arbeitsplätze nicht zu gefährden. Dies 
versuche der Gesetzgeber durch den 
Schutz vor allem solcher Unterneh-
men vor steuerlich bedingten Liqui-
ditätsproblemen. Darauf aufbauend 
hält das Gericht die §§ 13a und 13b 
ErbStG im Grundsatz für geeignet 
und erforderlich, um die mit ihnen 
verfolgten gesetzgeberischen Ziele 
zu erreichen.

9 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, 
Rn. 123 ff.

Das Gericht sieht, dass sich die Frage, 
ob und inwieweit die Zahlung von 
Erbschaftsteuer in Familienunterneh-
men zu Liquiditätsproblemen führt, 
nicht eindeutig klären lässt und bil-
ligt dem Gesetzgeber deshalb auch 
hier einen Einschätzungsspielraum 
zu. Er dürfe bei einer nicht eindeutig 
geklärten und auch nicht ohne Wei-
teres aufklärbaren Sachlage seinen 
Entscheidungen über zu ergreifende 
Maßnahmen eine Gefährdungsprog-
nose zugrunde legen. Im Hinblick 
auf diese gesetzgeberische Einschät-
zungsprärogative ist es ausreichend, 
dass der Gesetzgeber eine ernsthafte 
Gefahr von Liquiditätsproblemen bei 
der Besteuerung des unentgeltlichen 
Übergangs von Unternehmen ver-
tretbar und plausibel diagnostiziert 
hat. Es bedarf daher aus verfassungs-
rechtlicher Sicht keines empirischen 
Nachweises, dass von der Erbschaft-
steuer nicht nur in Ausnahmefällen 
Schwierigkeiten für die Fortführung 
von Unternehmen bis hin zur Bedro-
hung ihrer Existenz und des Verlusts 
von Arbeitsplätzen ausgeht.10

2. Das Verschonungsmodell

Im Rahmen der Diskussion um das 
geltende Erbschaftsteuergesetz stan-
den sich im Wesentlichen zwei unter-
schiedliche Konzeptionen gegenüber. 
Die eine Seite befürwortete grund-
sätzlich eine breite Bemessungsgrund-
lage für die Erbschaftsteuer, indem 
sämtliche ererbten Vermögensteile 
mit dem Verkehrswert bewertet und 
demselben Erbschaftsteuersatz unter-
worfen werden sollten. Zur Linderung 
der dann (auch) Betriebsvermögen 
treffenden Erbschaftsteuer sollten 
geringere Steuersätze als bis dato 
zugrunde gelegt werden.11 Die andere 
Konzeption („Verschonungsmodell“) 

10 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 144
11 Siehe zu diesem Niedrigsteuermodell bereits 
Seer, ZEV 2007 S. 107; Steiner, ErbStB 2007, S. 83; 
ferner Gutachten Wissenschaftlicher Beirat beim BMF 
zur „Begünstigung des Unternehmensvermögens 
in der Erbschaftsteuer“, veröffentlicht Januar 2012, 
Piltz, DStR 2013, S. 233; Fuest, ZEW News, Juli/August 
2014, S. 16; Hey, ifo Schnelldienst 17/2014, S. 9 sowie 
jüngst auch Kahle/Hiller/Eichholz, DStR 2015, S. 183 
und Seer, GmbHR 2015, S. 113
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befürwortete die „Herausnahme“ von 
Betriebsvermögen aus der erbschaft-
steuerlichen Standardregelung und 
sprach sich dafür aus, dieses Betriebs-
vermögen einem Sonderregime zuzu-
führen.12 Gesetz wurde bekanntlich 
das zweite Modell. Im Vorfeld der 
Entscheidung vom Dezember 2014 
war befürchtet worden, das Gericht 
könne dem Verschonungsmodell die 
Grundlage vollständig entziehen und 
dem Gesetzgeber in den Urteilsgrün-
den so enge Vorgaben machen, dass 
er zwangsläufig auf die erstere Kon-
zeption zurückfallen müsse. Dem war 
jedoch nicht so. Die Verschonungs-
konzeption des geltenden Erbschaft-
steuergesetzes wurde nicht grund-
sätzlich in Frage gestellt. Sowohl die 
Definition des begünstigungsfähigen 
Vermögens in § 13b Abs. 1 ErbStG 
als auch die Verschonungsabschläge 
von 85 % (Regelverschonung) bzw. 
100 % (Optionsverschonung) sind 
verfassungskonform.13

3. Die verfassungsrechtliche 
Kritik des Gerichts im Einzel-
nen

Änderungsbedarf ergibt sich nach 
dem Urteil im Hinblick auf die kon-
krete Ausgestaltung der Verscho-
nungsregelungen wie folgt:

• Die Privilegierung des unentgelt-
lichen Erwerbs betrieblichen Ver-
mögens ist unverhältnismäßig, 
soweit die Verschonung über 
den Bereich kleiner und mittlerer 
Unternehmen hinausgreift, ohne 
eine Bedürfnisprüfung vorzuse-
hen.

• Die Lohnsummenregelung ist 
unverhältnismäßig, soweit sie 
Betriebe mit nicht mehr als 20 
Beschäftigten von der Lohnsum-
menregelung ausnimmt.

12 Siehe hierzu BVerfG vom 07.11.2006, BVerfGE 
117. Siehe zu der Rechtfertigung von Verschonungs-
abschlägen auch Zipfel/Regierer/Vosseler, DStR 2014, 
Beihefter S. 83; ferner Kirchdörfer, ifo Schnelldienst 
17/2014, S. 11
13 Vgl. BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, 
Rn. 177 ff., 133 ff.

• Die Regelung über das Verwal-
tungsvermögen (nicht „produk-
tives“ Vermögen, wie z.B. Wert-
papiere und fremdvermietete 
Immobilien), die dazu führt, dass 
Verwaltungsvermögen bei einer 
Quote von bis zu 50 % in vollem 
Umfang von der steuerlichen Pri-
vilegierung umfasst ist und bei 
einer darüber hinausgehenden 
Quote dazu führt, dass auch das 
produktive Vermögen von der 
Vergünstigung in vollem Umfang 
ausgenommen wird, ist nicht mit 
Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar.

III. Die Vorgaben des Bun-
desverfassungsgerichts 
an den Gesetzgeber und 
der bisherige Stand der 
Reformüberlegungen

1. Die Linie der Bundes-
regierung

Im Schrifttum hat bereits eine Dis-
kussion darüber begonnen, ob die 
Erbschaftsteuer ganz abgeschafft 
oder grundsätzlich reformiert werden 
soll.14 Die Regierungskoalition hat sich 
zwischenzeitlich an mehreren Stellen 
eindeutig dahingehend geäußert, 
dass die Erbschaftsteuer erhalten 
bleibt und dass im Gesetz nur das 
geändert werden soll, was von Ver-
fassungs wegen unbedingt geändert 
werden muss. Das Bundesfinanz-
ministerium hat hierfür das Schlag-
wort „minimalinvasives Vorgehen“ 
geprägt. Angesichts dieser politischen 
Festlegung kommt es entscheidend 
darauf an, welche Punkte seitens des 
Bundesverfassungsgerichtes als zwin-
gend zu ändern vorgegeben sind.

Zunächst erscheint es nochmals 
wichtig zu betonen, dass das Gericht 
dem Gesetzgeber zwar einen wei-
ten Gestaltungsspielraum bei der 
Umsetzung des Urteils zugestanden 
hat. Andererseits weist es in seiner 
Begründung aber an mehreren Stellen 
auf die Notwendigkeit einer in sich 
konsistenten Umsetzung der Len-

14 Siehe im Einzelnen die Ausführungen unter III.2.

kungsziele hin, die der Gesetzgeber 
selbst vorgegeben hat. Hierbei zeigen 
mehrere Urteilspassagen, dass das 
Gericht davon ausgeht, der dama-
lige Gesetzgeber habe die Absicht 
verfolgt, vornehmlich kleine und 
mittelständische Unternehmen zu 
fördern.15

Eine solche Begrenzung der steuerli-
chen Förderung auf kleine und mitt-
lere Familienunternehmen ergibt sich 
hingegen nicht ohne Weiteres aus 
dem Gesetz selbst, worauf auch das 
Bundesverfassungsgericht hinweist.16 
Die Freistellung förderungswürdigen 
betrieblichen Vermögens ist vielmehr 
nach den §§ 13a und 13b ErbStG in 
der Höhe nicht begrenzt und auch 
nicht auf bestimmte Betriebstypen 
oder Gesellschaftsformen beschränkt. 
Dies war und ist volkswirtschaftlich 
auch nicht sinnvoll und war vom 
Gesetzgeber so auch nie bezweckt. 
Ansonsten hätte der Gesetzgeber 
die Verschonung ohne Weiteres 
auf Unternehmen bestimmter Grö-
ßenklassen beschränken können.17 
Angesichts des vom Bundesverfas-
sungsgericht jedoch ausdrücklich her-
vorgehobenen verfassungsrechtlichen 
Gebots folgerichtiger Umsetzung der 
gesetzgeberischen Lenkungsziele 
empfiehlt es sich, bei der nun anste-
henden Gesetzesänderung deutlich 
zu machen, dass es dem Gesetzgeber 
im Rahmen der Verschonungsrege-
lungen nicht nur darauf ankommt, 
kleine und mittlere Unternehmen 
zu schützen. Vielmehr geht es grö-
ßenunabhängig um den Erhalt von 
Arbeitsplätzen und damit den Schutz 
einer in Deutschland anzutreffen-
den Unternehmenslandschaft, die 
dadurch geprägt ist, dass

• insbesondere auch große 
Unternehmen in Familienbe-
sitz stehen, 

• diese innerhalb der Familie wei-
tergegeben werden, 

15 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 136, 
138, 159 u.v.m.
16 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 136
17 Kirchdörfer, ifo Schnelldienst 17/2014, S. 11



46 FuS  •  2/2015

Aufsätze

• diese im internationalen Wett-
bewerb gegenüber auch kapi-
talmarktorientierten Großun-
ternehmen erfolgreich sein 
sollen,

• diese – häufig gerade wegen 
der familienbezogenen Ver-
bindung zur Region – auch 
in Gebieten produzieren und 
Arbeitsplätze schaffen, in wel-
chen bei isolierter Betrachtung 
nur der betriebswirtschaftli-
chen Kennzahlen ansonsten 
kaum ein größeres Unterneh-
men tätig wäre, 

• diese für langfristiges genera-
tionenübergreifendes Denken 
und nicht für nur quartalsweise 
Gewinnoptimierung stehen 
und die damit als Garant für die 
Schaffung und den Erhalt wett-
bewerbsfähiger Arbeits- und 
Ausbildungsplätze in Deutsch-
land stehen.

Wird dieses Lenkungsziel in die Geset-
zesbegründung aufgenommen, so 
sollte fortan ausreichend deutlich 
sein, dass die erbschaftsteuerliche 
Verschonung auch großer Familien-
unternehmen vom Gesetzeszweck 
umfasst ist.

2. Überblick über die  
Reformkonzepte

Wie bereits vorstehend unter 1. 
ausgeführt, hat im Schrifttum eine 
umfassende Diskussion über die 
Möglichkeiten der Reformierung 
der Erbschaftsteuer begonnen.18 Zu 
nennen sind beispielsweise die Vor-

18 Die Darstellung erhebt keinen Anspruch auf 
Vollständigkeit und kann nur einen stark vereinfach-
ten Überblick über die jeweiligen Reformkonzepte 
vermitteln. In der Literatur werden von weiteren 
Autoren Vorschläge zu einzelnen Themenbereichen 
der Erbschaftsteuerreform unterbreitet, die aber kein 
vollständiges Reformmodell beinhalten, siehe z.B. Ei-
sele, NWB 2015 S.170 sowie Landsittel, ZErb 2015 
Sonderbeilage zu Heft 1; Vorschläge zur Abkehr von 
dem Verschonungsmodell hin zu einem Niedrigsteu-
ermodell finden sich bei Seer, GmbHR 2015, S. 113 
sowie Kahle/Hiller/Eichholz, DStR 2015, S. 183. Ver-
wiesen wird ergänzend auf die tabellarische Übersicht 
bei Kirchdörfer/Layer, DB 2015 S. 451 ff., 455

nisprüfung, so unterscheiden sich 
die Reformkonzepte dadurch, dass 
entweder qualitative Kriterien he-
rangezogen werden, um die Bedürf-
tigkeit für Verschonungsabschläge zu 
begründen oder es werden abschmel-
zende Verschonungsabschläge in 
Abhängigkeit von dem Umfang des 
zu übertragenden Vermögens vor-
geschlagen. Das nachfolgend darge-
stellte Modell der Stiftung Familienun-
ternehmen knüpft an eine eindeutig 
bestimmbare Maßgröße in Gestalt 
des Nettoverwaltungsvermögens 
als Indikator für den Nachweis der 
Bedürftigkeit an. Von den Reformmo-
dellen überwiegend abgelehnt wird 
die Einbeziehung von Privatvermögen 
in die Bedürfnisprüfung.

Die Reformmodelle unterscheiden 
sich ferner durch den Umfang der 
damit verbundenen Stundungsre-
gelungen sowie in der Möglichkeit, 
im Falle der Reinvestition des erb-
schaftsteuerlich nicht begünstigten 
Verwaltungsvermögens nachträglich 
die Steuerlast mindern zu können 
(Reinvestitionsklausel). 

IV. Eckpunkte unseres  
Reformvorschlags

1. Kernpunkte unseres  
Reformmodells

Die nachfolgenden im Überblick 
dargestellten Kernpunkte unseres 
Reformmodells bilden zugleich den 
Leitfaden für die weiteren Ausfüh-
rungen:

• Zum Dreh- und Angelpunkt 
unseres Modells wird ein neu 
definiertes Verwaltungsvermö-
gen. Dieses grenzt zum einen 
den steuerpflichtigen Teil des 
Vermögens im Unternehmen 
vom steuerfreien Teil ab und ist 
zum anderen zugleich Kern der 
Bedarfsprüfung. 

• Der Begriff des Verwaltungs-
vermögens wird einfacher, 
weniger manipulierbar und 
ökonomisch „richtiger“ defi-
niert durch eine konsolidierte 

schläge von Bäuml,19 von insgesamt 
sieben Verbänden, die ein gemein-
sames Schreiben an das Bundes-
ministerium der Finanzen gerichtet 
haben,20 der Vorschlag der ASU/DIE 
FAMILIENUNTERNEHMER,21 die von 
Hannes/von Oertzen publizierten 
Gedanken,22 die Reformüberlegun-
gen von Steger/Königer,23 die Aus-
führungen von Zipfel/Lahme,24 von 
Bockhoff/Christopheit25 sowie das 
von uns für die Stiftung Familienunter-
nehmen entwickelte Reformmodell, 
das nachfolgend im Detail dargestellt 
wird.

Die Reformmodelle unterscheiden 
sich insbesondere im Hinblick auf 
die Vorschläge zur Neuregelung der 
Besteuerung des Verwaltungsver-
mögens und zur Ausgestaltung der 
Bedürfnisprüfung einschließlich der 
damit verbundenen Stundungsrege-
lungen.

Beim Verwaltungsvermögen wird 
überwiegend eine konsolidierte 
Betrachtung des Verwaltungsvermö-
gens bei Unternehmensgruppen und 
ferner ein Abzug der Verbindlich-
keiten gefordert, um das Nettover-
waltungsvermögen zu bestimmen. 
Dieses Nettoverwaltungsvermögen 
soll dann, teilweise unter Berücksich-
tigung einer weiteren Toleranzgrenze, 
der Besteuerung ohne weiteren Ver-
schonungsabschlag unterworfen 
werden. 

Bei der Bedürfnisprüfung unterschei-
den sich die Modelle zunächst sehr 
deutlich bei den Schwellenwerten, die 
sich überwiegend in der Bandbreite 
zwischen 100 Mio. € und 300 Mio. € 
bewegen (i.d.R. bezogen auf den 
einzelnen Erwerb).

Werden die Schwellenwerte über-
schritten und greift somit die Bedürf-

19 Vgl. Bäuml, FR 2015, S. 73
20 Siehe gemeinsames Schreiben von DIHK BDI ZDH 
BDA BdB GDV BGA an das BMF vom 11.02.2015.
21 Siehe hierzu Positionspapier der ASU/DIE FAMILI-
ENUNTERNEHMER (Stand: 27.01.2015).
22 Siehe die Beiträge von Hannes/von Oertzen in der 
FAZ vom 20.01.2015, S. 25 und FAZ vom 28.01.2015, 
S. 25.
23 Vgl. Steger/Königer, BB 2015, S. 157
24 Vgl. Zipfel/Lahme, DStZ 2015, S. 64
25 Vgl. Bockhoff/Christopheit, DB 2015, S. 393
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Betrachtung des Verwaltungs-
vermögens über die ganze 
Unternehmensgruppe hinweg 
und durch eine Nettobetrach-
tung des Verwaltungsvermö-
gens, also eine Saldierung von 
aktivem Verwaltungsvermögen 
und Schulden.

• Das Nettoverwaltungsvermö-
gen wird erbschaftsteuerlich 
nicht verschont, soweit es einen 
pauschal als betriebsnotwen-
dig anerkannten Umfang von 
20 % des Unternehmenswerts 
übersteigt, womit der Kritik des 
BVerfG an der bisher starren 
Grenze von 50 % Rechnung 
getragen wird. 

• Die einer Bedürfnisprüfung 
unterliegenden großen Unter-
nehmensübergaben wer-
den anhand eines erwerber-
bezogenen Freibetrages von 
120 Mio. € abgegrenzt. 

• Der Tatsache, dass die Erb-
schaftsteuer auf Unterneh-
merebene geschuldet ist, wird 
durch pauschalierte Abschläge 
auf das Nettoverwaltungsver-
mögen Rechnung getragen, 
um den auf Erwerberebene 
verwertbaren Teil des Net-
toverwaltungsvermögens zu 
bestimmen.

• Es erfolgt eine eindeutige Defi-
nition des Verschonungsbe-
darfs durch Heranziehung des 
auf Unternehmerebene verfüg-
baren Teils des Nettoverwal-
tungsvermögens als Indikator 
für die Bedürfnisprüfung. 

• Dem Umstand, dass der Erwer-
ber von Unternehmensantei-
len unter Umständen keinen 
Einfluss auf die Ausschüttung 
bzw. Verwertung von Ver-
waltungsvermögen hat und 
Verwaltungsvermögen auch 
nicht immer verwertbar ist, 
wird durch eine umfassende 
Stundungsregelung Rechnung 
getragen.

• Es gibt eine Reinvestitions-
klausel, die zu einer weiteren 
Entlastung bei der Erbschaft-
steuer führt, wenn Verwal-
tungsvermögen innerhalb eines 
bestimmten Zeitraums in pro-
duktives Verwaltungsvermögen 
investiert wird.

2. Die Definition des  
Verwaltungsvermögens

Die Regelung über das Verwaltungs-
vermögen in § 13b Abs. 2 Satz 1 
ErbStG ist nicht mit Art. 3 Abs. 1 
GG vereinbar, weil sie bei Vorliegen 
der übrigen Förderbedingungen die 
Erwerber von begünstigtem Vermö-
gen selbst dann insgesamt in den 
Genuss des Verschonungsabschlags 
gelangen lässt, wenn es bis zu 50 % 
aus vom Gesetz als grundsätzlich 
nicht förderungswürdig angesehe-
nem Verwaltungsvermögen besteht, 
ohne dass hierfür ein hinreichend 
tragfähiger Rechtfertigungsgrund 
erkennbar ist.26

Zunächst hält das Gericht die mit den 
Regelungen zum Verwaltungsvermö-
gen verfolgten Ziele, grundsätzlich 
nur produktives Vermögen zu för-
dern und Umgehungsstrategien zu 
unterbinden, für legitim. In diesem 
Zusammenhang ist wichtig, dass das 
Gericht die Umschreibung dessen, 
was der Gesetzgeber für verscho-
nungswürdiges produktives Vermö-
gen hält und was er als nicht förde-
rungswürdiges, eben unproduktives 
Verwaltungsvermögen einstuft, für 
verfassungsgemäß erachtet.27 Auch 
hierbei steht dem Gesetzgeber, wie 
das Gericht ausdrücklich betont, ein 
weiter Einschätzungs- und Gestal-
tungsspielraum zu.

Entscheidend ist daher die Frage, 
was künftig unter Verwaltungsver-
mögen zu verstehen ist. Hier kann 
im Grundsatz an die bestehenden 
gesetzlichen Regelungen angeknüpft 

26 Vgl. BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, 
Rn. 231
27 Vgl. BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12,  
Rn. 177

werden. Allerdings sollte die bisherige 
gesetzliche Regelung zum Inhalt des 
Verwaltungsvermögens in zwei Rich-
tungen korrigiert werden:

• Zunächst sollte die Ermittlung 
des Verwaltungsvermögens im 
Rahmen einer Unternehmens-
gruppe nicht mehr an den Ein-
zelgesellschaften festgemacht 
werden, vielmehr sollte eine 
konsolidierte, ggf. anteilige, 
Betrachtung, beispielsweise auf 
Basis eines Konzernabschlus-
ses, zugelassen werden. Eine 
solche konsolidierte Betrach-
tung würde die komplizierte 
Ermittlung des Verwaltungs-
vermögens in Familienunter-
nehmensgruppen nicht nur 
vereinfachen. Es wäre auch die 
vom Bundesverfassungsgericht 
an dieser Stelle betonte Gestal-
tungs- und Missbrauchsanfäl-
ligkeit deutlich reduziert.

• Sodann sollte der bisherige 
Ansatz des Verwaltungsver-
mögens mit dem Bruttowert 
(vor Abzug von Verbindlichkei-
ten) durch eine Nettobetrach-
tung ersetzt werden. Eine Net-
tobetrachtung gibt es bisher 
bekanntlich bei den „Cash-
Positionen“ in § 13b Abs. 2 
S. 1 Nr. 4a ErbStG. In unserem 
Modell würden ganz grund-
sätzlich bei der Ermittlung des 
Verwaltungsvermögens alle 
Verbindlichkeiten und Rück-
stellungen eines Unternehmens 
bzw. einer Unternehmens-
gruppe vom Verwaltungsver-
mögen insgesamt zum Abzug 
gebracht. Ein solcher Ansatz, 
der die bisher nur für das 
Finanzvermögen geregelte Net-
tobetrachtung auf das gesamte 
Verwaltungsvermögen über-
trägt, unterstellt im Einklang 
mit der betriebswirtschaft-
lichen und bilanzrechtlichen 
Betrachtung, dass vorrangig 
die im Verwaltungsvermögen 
abgebildeten liquiden Bestand-
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teile des Aktiv vermögens 
fremdfinanziert sind. Eine nur 
quotale Berücksichtigung von 
Fremdkapital würde hingegen 
der betrieblichen Realität nicht 
gerecht, was am Beispiel von 
Pensionsrückstellungen und 
ggf. auf der Aktivseite aktivier-
ten Rückdeckungsansprüchen 
gut nachvollzogen werden 
kann.

Um dem Umstand Rechnung zu tra-
gen, dass jedes Unternehmen in 
seinem operativen Betrieb liquide 
Mittel benötigt, solche also in gewis-
sem Umfang gerade nicht unproduk-
tives Vermögen, sondern genuiner 
Bestandteil eines jeden produktiven 
Geschäftsbetriebes sind, sollte ein 
Teil des Nettoverwaltungsvermö-
gens dem produktiven Vermögen 
zugeordnet werden. Unser Modell 
geht hier von einem Betrag von 
20 % des Unternehmenswertes aus. 
Um Unternehmen mit sehr hohem 
Verwaltungsvermögensbestand 
nicht durch einen solchen „Freibe-
trag von 20 %“ erbschaftsteuerlich 
zu begünstigen, könnte dieser pro-
zentuale Ansatz schrittweise auf null 
reduziert werden, wenn die Netto-
Verwaltungsvermögensquote z.B. 
die Grenze von 50 % des Unterneh-
menswertes übersteigt.

Das so ermittelte Nettoverwal-
tungsvermögen wird sodann dem 
Regelsteuersatz der Erbschaftsteuer 
unterworfen. Das Nettoverwaltungs-
vermögen würde – vorbehaltlich der 
in Ziff. 5 behandelten Stundungs-
möglichkeit – damit ebenso behan-
delt wie vererbtes Privatvermögen, 
obwohl es wegen der steuerlichen 
Ausschüttungsbelastung, die latent 
auf ihm ruht, nicht netto in der Hand 
des Gesellschafters verfügbar ist. Im 
Ergebnis würde also das bisherige 
Alles-oder-Nichts-Prinzip ersetzt 
durch ein Vollbesteuerungskonzept 
für das Nettoverwaltungsvermögen, 
das wir – wie noch zu zeigen sein wird 
– mit einem Stundungs- und Reinves-
titionsmodell koppeln würden.

3. Die Bedürfnisprüfung

Das Bundesverfassungsgericht fordert 
im Falle einer Verschonung großer 
Familienunternehmen von der Erb-
schaftsteuer eine individuelle Bedürf-
nisprüfung oder eine Obergrenze der 
Verschonung. Bei der Frage, was die 
Bedürfnisprüfung konkret bedeutet, 
sind insbesondere zwei zentrale Aus-
sagen der Urteilsgründe wichtig: Ein-
mal die Grunderkenntnis, wonach die 
gegenwärtige Ausgestaltung der Ver-
schonungsregelungen die Intention 
des ErbStG zur Liquiditätssicherung 
klar erkennen lasse und zum ande-
ren die Aussage, wonach es ohne-
hin fraglich erscheine, wie exakt die 
Wirkungen eines Liquiditätsentzugs 
durch die Erbschaftsteuer in einem 
Unternehmen „gemessen“ werden 
können.28

Wenn man diese Aussagen des 
Bundesverfassungsgerichtes ernst 
nimmt, dann kann die Bedürfnisprü-
fung nicht bedeuten, dass ein Unter-
nehmen künftig nachweisen oder 
belegen müsste, dass es ohne eine 
erbschaftsteuerliche Verschonung in 
Liquiditätsschwierigkeiten käme. Das 
Gericht macht dem Gesetzgeber auch 
nicht zur Auflage, durch die Erbschaft 
oder Schenkung miterworbenes, 
nicht begünstigtes Vermögen, oder 
schon vor dem Erwerb vorhandenes 
eigenes Vermögen in die Bedürf-
tigkeitsprüfung mit einzubeziehen. 
Vielmehr überlässt das Gericht diese 
Frage ausdrücklich der gesetzgeberi-
schen Gestaltungsfreiheit.29

Nach alledem ist zunächst zu definie-
ren, für welche Unternehmen eine 
Bedürfnisprüfung notwendig ist; es 
geht hier um die Umschreibung des-
sen, was „große Unternehmen“ sind. 
Sodann ist zu definieren, was die 
Bedürfnisprüfung konkret bedeutet.

3.1 Große Unternehmen

Zur Abgrenzung dessen, wie ein gro-
ßes Unternehmen definiert werden 

28 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 144
29 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 175

könnte, gibt das Gericht einen Hinweis 
auf die Empfehlung der EU-Kommis-
sion vom 06.05.2003, wonach zu den 
kleinen und mittleren Unternehmen 
solche gezählt werden, die weniger 
als 250 Arbeitnehmer beschäftigen 
und die entweder einen Jahresumsatz 
von höchstens 50 Mio. € erzielen oder 
deren Jahresbilanzsumme sich auf 
höchstens 43 Mio. € beläuft.30 Soweit 
ersichtlich herrscht in der Diskussion 
gegenwärtig Übereinstimmung darü-
ber, dass die KMU-Definition im vor-
liegenden Zusammenhang untaug-
lich ist. Dies hängt letztendlich damit 
zusammen, dass die europarechtliche 
Einordnung von Unternehmen in Grö-
ßenklassen völlig andere Ziele verfolgt 
und dass ein großes Unternehmen in 
Deutschland naturgemäß etwas völlig 
anderes ist als ein großes Unterneh-
men in Griechenland oder Portugal. 
Ferner erlaubt die schlichte Größe 
eines Unternehmens keinen Rück-
schluss auf den damit verbundenen 
Unternehmenswert und damit auch 
nicht auf den Umfang eines von der 
Erbschaftsteuer ganz oder teilweise 
verschonten Erwerbs.

Das Gericht überlässt es letztend-
lich dem Gesetzgeber, anstelle der 
Abgrenzung zwischen kleinen und 
mittleren bzw. großen Unternehmen 
eine Förderungshöchstgrenze ein-
zuführen. Der Gesetzgeber „könne 
auch eine absolute Obergrenze 
festlegen“.31 Dabei verweist das 
Bundesverfassungsgericht auf den 
Regierungsentwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung der Unternehmens-
nachfolge vom 30.05.2005.32 Hier 
war eine Förderungshöchstgrenze 
von 100 Mio. € beabsichtigt, jenseits 
derer die Steuerverschonung enden 
sollte. Unser Reformvorschlag greift 
diesen Hinweis des Gerichtes auf und 
bezieht die Grenze auf den Wert des 
erworbenen Anteils und nicht auf 
den Unternehmenswert. Bis zu einer 
solchen Obergrenze sollte die Steu-
erverschonung auch künftig ohne 

30 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 174
31 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 175
32 BT-Drucks. 15/5555, S. 10
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Bedürfnisprüfung möglich bleiben. 
Freilich sehen wir diese Obergrenze 
nicht als Ende der Verschonung, 
sondern als Grenze zum Beginn der 
Verschonungsprüfung. Würde man 
diese Schwelle nicht an den Übertra-
gungswert, sondern an den Unter-
nehmenswert koppeln, so drohte u.E. 
schon wieder eine gleichheitswidrige 
Verschonung. Ein Beispiel verdeutlicht 
dies: Angenommen fünf Gesellschaf-
ter vererben ein Unternehmen im 
Wert von 200 Mio. € an jeweils einen 
Nachfolger. Jeder Erwerber erhielte 
damit einen Wert von 40 Mio. €. 
Falls nicht der Übertragungswert, 
sondern der Unternehmenswert die 
Obergrenze bildete und diese bei 
120 Mio. € läge, müsste jeder der 
Nachfolger das Bedürfnis nach Ver-
schonung individuell nachweisen. 
Demgegenüber bliebe ein Alleinerbe 
eines Unternehmens im Wert von 
90 Mio. € ohne Bedürfnisprüfung in 
der Verschonung. Für ihn würde die 
gesetzliche Vermutung greifen, dass 
nämlich die Zahlung der Erbschaft-
steuer Arbeitsplätze gefährdet. Dieses 
Ergebnis widerspricht dem Gleich-
heitsgrundsatz. Oder plakativ: Wer 
eine Eigentumswohnung erbt, dessen 
Besteuerung darf auch nicht am Wert 
des gesamten Häuserblocks hängen.

Liest man die Urteilsbegründung 
sorgfältig, so wird deutlich, dass es 
dem Bundesverfassungsgericht im 
Kern auch nicht um eine Differenzie-
rung zwischen kleinen und mittle-
ren Unternehmen – einerseits – und 
großen Unternehmen – andererseits 
– geht. Es geht ihm vielmehr um die 
individuelle Ungleichbehandlung 
begünstigten Vermögens gegenüber 
nicht begünstigtem Vermögen in der 
Hand des Grundrechtsträgers des 
Gleichheitssatzes, also in der Hand 
der einzelnen natürlichen Person. 
Dabei stellt das Gericht in seiner Argu-
mentation auf die absolute Höhe 
der Vergünstigung ab.33 Es versteht 
sich daher fast von selbst, dass sich 
die Unverhältnismäßigkeit nicht an 

33 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 157 
und 171

der Frage festmachen lässt, ob ein 
Unternehmen, dessen Anteile erwor-
ben werden, groß oder nur mittel-
groß ist. Unverhältnismäßig kann 
immer nur die Ungleichbehandlung 
verschiedener Sachverhalte in der 
Hand des Grundrechtsadressaten 
sein. Dies sieht auch das Gericht, 
wenn es formuliert, das „Maß der 
Ungleichbehandlung ist umso größer, 
je umfangreicher der steuerbefreite 
Erwerb ist. Da die §§ 13a und 13b 
ErbStG keine Obergrenze in Bezug auf 
das begünstigungsfähige Vermögen 
vorsehen, können auch Betriebe mit 
Unternehmenswerten von mehreren 
Milliarden Euro erbschaft- und schen-
kungsteuerfrei übertragen werden.“34

Insoweit als der Übertragungswert 
die vorgenannte Grenze übersteigt, 
bleibt nach unserem Modell die weit-
gehende (Regelverschonung) oder 
vollständige (Optionsverschonung) 
erbschaftsteuerliche Verschonung 
zwar weiter möglich, allerdings muss 
der Verschonungsbedarf jetzt kon-
kret nachgewiesen werden. Unser 
Modell geht hier dahin, das (neu 
definierte) Verwaltungsvermögen 
zum Dreh- und Angelpunkt auch der 
Bedürfnisprüfung zu machen. Soweit 
dieses ausreicht, eine Erbschaftsteu-
erbelastung auch für das produk-
tive Vermögen zu tragen, liegt keine 
Bedürftigkeit vor, soweit das Verwal-
tungsvermögen nicht ausreicht, ist 
der Nachweis individueller Bedürftig-
keit im Sinne der Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichtes erbracht.

3.2 Der Verschonungsbedarf 
und die Verschonungs-
prüfung im Einzelnen

Erbschaftsteuer fällt auf der Ebene 
des Unternehmers und nicht auf der 
Ebene des Unternehmens an. Ver-
waltungsvermögen, das im Betrieb 
gebunden ist, müsste daher zunächst 
auf der Gesellschafterebene verfügbar 
gemacht werden, um es zur Bezah-
lung von Erbschaftsteuer verwen-

34 BVerfG vom 17.12.2014 – 1 BvL 21/12, Rn. 171

den zu können. Liquides Vermögen 
müsste also zunächst ausgeschüttet 
werden und illiquides Verwaltungs-
vermögen (z.B. eine fremdvermietete 
Immobilie) müsste zunächst verkauft 
werden, um einen damit verbunde-
nen Veräußerungserlös an den Gesell-
schafter ausschütten zu können. Folgt 
man unserem Ansatz, so ist also nur 
der Teil des im Unternehmen vorhan-
denen Verwaltungsvermögens in die 
Bedürfnisprüfung einzubeziehen, der 
auch auf Gesellschafterebene ankom-
men würde. Diesen verwertbaren Teil 
des Verwaltungsvermögens wollen 
wir durch einen pauschalen Abschlag 
auf das im Unternehmen vorhan-
dene Nettoverwaltungsvermögen 
ermitteln. Da das Verwaltungsver-
mögen als solches bereits durch eine 
erhebliche auf ihm selbst lastende 
Erbschaftsteuer reduziert ist35 und 
da die Ausschüttung von Vermögen 
aus dem Unternehmen selbst auch 
Ertragsteuern kostet, ist ein pauscha-
ler Abschlag in der Größenordnung 
von 60 % gerechtfertigt.

Bedürftigkeit liegt nach unserem 
Modell nach alledem nicht vor, soweit 
durch eine schenkweise oder erbfall-
bedingte Übertragung von Unter-
nehmensanteilen die vorgenannte 
Schwelle von 120 Mio. € überschrit-
ten wird und der Gesellschafter eines 
großen Familienunternehmens in der 
Lage ist, die auf den diese Wertgrenze 
übersteigenden Teil des Produktivver-
mögens entfallende Erbschaftsteuer 
aus dem verwertbaren Verwaltungs-
vermögen zu bezahlen. Soweit das 
auf Gesellschafterebene verfügbare 
Verwaltungsvermögen demgegen-
über nicht ausreicht, um die auf das 
Produktivvermögen entfallende Steu-
erbelastung zu bedienen, wird das 
die Obergrenze übersteigende Pro-
duktivvermögen anteilig als weiterhin 
verschonungsbedürftig anerkannt 
und unterliegt dem bisherigen gesetz-
lichen Verschonungssystem.

35 Vgl. oben III.2.
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3.3 Mitvererbtes und vor-
handenes Privatvermögen

Eine Berücksichtigung des mitver-
schenkten bzw. mitvererbten Privat-
vermögens im Rahmen der Bedürf-
nisprüfung erscheint schon vor dem 
Hintergrund der Lenkungsziele des 
Gesetzgebers verfehlt. Die Einbezie-
hung solchen Privatvermögens ist bei 
der angekündigten „minimalinvasiven 
Betrachtung“ auch nicht begründbar. 
Es kommt hinzu, dass eine Einbe-
ziehung des Privatvermögens in die 
Bedürfnisprüfung u.E. auch geset-
zestechnisch nicht umsetzbar ist, 
ohne wiederum eine Vielzahl von 
Umgehungsmöglichkeiten zu eröff-
nen. Eine Einbeziehung mitvererbten 
Privatvermögens in die Bedürfnis-
prüfung müsste nämlich z.B. dann 
auch den Fall abbilden, dass zunächst 
nur Betriebsvermögen verschenkt 
wird und Jahre später Privatvermö-
gen übertragen wird und vice versa. 
Was wäre, wenn Betriebsvermögen 
und Privatvermögen gleichzeitig oder 
nacheinander auf verschiedene Per-
sonen vererbt würde? Ein Auseinan-
derfallen der Übertragungswege für 
Betriebs- und Privatvermögen ergibt 
sich häufig auch aus erbvertraglichen 
Verpflichtungen, die dann ebenfalls 
zum Bestandteil der Bedürfnisprü-
fung gemacht werden müssten. Auch 
der Fall der Übertragung von Privat-
vermögen auf eine gemeinnützige 
Organisation wäre gesetzestechnisch 
abzubilden. Daneben müsste die 
Übertragung mehrerer Unterneh-
men jeweils mit Verwaltungsvermö-
gen berücksichtigt werden. Probleme 
über Probleme, die im Falle der Ein-
beziehung von Privatvermögen in die 
Bedürfnisprüfung die Möglichkei-
ten gesetzestechnischer Regelungen 
sprengen würden und damit sofort 
wieder in die Nähe der Eröffnung 
verfassungswidriger Gestaltungs- und 
Missbrauchsmöglichkeiten rücken 
würde.

4. Stundung und Reinvestition

Da bei unserem Reformmodell auf-
grund einer veränderten Besteuerung 

des Verwaltungsvermögens die Erb-
schaftsteuerbelastung im Vergleich 
zur alten Regelung auch ansteigen 
könnte und da nicht jeder Gesell-
schafter eine Ausschüttung seines 
Verwaltungsvermögensanteils in einer 
Gesellschafterversammlung durchset-
zen kann, sollte die Erbschaftsteuer, 
soweit sie auf Verwaltungsvermö-
gen entfällt, verzinslich gestundet 
werden. Soweit sie auf produktives 
Vermögen entfällt, sollte eine zins-
lose Stundung erfolgen. Dem von der 
Erbschaftsteuerzahlung betroffenen 
Unternehmensnachfolger würde die 
Möglichkeit eingeräumt, die Tilgung 
der gestundeten Erbschaftsteuer an 
die für ihn verfügbare bzw. bei ihm in 
den Folgejahren ankommende Netto-
Ausschüttung/Entnahme aus dem 
Unternehmen zu knüpfen. Erfolgen 
keine oder nur geringe Ausschüttun-
gen/Entnahmen, würde sich der Stun-
dungszeitraum für die Erbschaftsteuer 
entsprechend verlängern. Damit kann 
auch den Interessen von Minderheits-
gesellschaftern Rechnung getragen 
werden, die keinen Einfluss auf die 
Ausschüttungs- bzw. Entnahmepolitik 
haben.

Ferner sollte anerkannt werden, dass 
eine Umwandlung von Verwaltungs-
vermögen in Produktivvermögen 
innerhalb einer bestimmten „Reinves-
titionszeit“ eine erbschaftsteuerlich 
begünstigte Reinvestition darstellt 
und im Ergebnis die auf das Verwal-
tungsvermögen und das Produktiv-
vermögen entfallende Erbschaft-
steuer vermindert.

5. Ein Fallbeispiel

Das folgende stark vereinfachende 
Fallbeispiel soll unseren Reformvor-
schlag verdeutlichen. Im Beispiel han-
delt es sich um ein großes, internatio-
nal tätiges Familienunternehmen mit 
einer Kapitalgesellschaft als Mutter-
gesellschaft. Folgende Eckpunkte sind 
für das Rechenmodell im Rahmen der 
Bedürfnisprüfung von Bedeutung 
(Angaben in Mio. €):

Unternehmenswert 2.000

Verwaltungsvermögen (bei 
konsolidierter Betrachtung):

fremd vermietete Immobilien 50

Wertpapiere, Anteile an KapG 
bis 25 % 620

Forderungen, Bankguthaben, 
etc. 1.000

Summe Bruttoverwaltungs-
vermögen 1.670

abzgl. Verbindlichkeiten, 
Rückstellungen –950

Nettoverwaltungsvermögen 720

abzgl. Freibetrag (20 % des 
Unternehmenswerts) –400

steuerpflichtiges Netto-
verwaltungsvermögen 320

übriges produktives 
Vermögen (Pendant zum 
Verwaltungsvermögen) 1.680

Soll bei diesen Ausgangsdaten z.B. 
ein Anteil an der Unternehmens-
gruppe von 10 % auf einen Unter-
nehmensnachfolger unentgeltlich 
übertragen werden, so wird nach 
unserem Reformmodell eine Bedürf-
nisprüfung erforderlich, da der Wert 
des geschenkten Anteils (200 Mio. €) 
die Obergrenze von (angenommen) 
120 Mio. € übersteigt.36 Die Bedürf-
nisprüfung würde nach folgendem 
Schema verlaufen, wobei eine Inan-
spruchnahme der Vollverschonung 
durch den Erwerber auf das nach 
der Bedürfnisprüfung verbleibende 
begünstigte produktive Betriebsver-
mögen angenommen wird.

In die Bedürfnisprüfung fällt nur der 
Teil des übertragenen Betriebsver-
mögens, der nach Abzug des steuer-
pflichtigen Verwaltungsvermögens 
verbleibt (produktives Vermögen). 
Bezogen auf den 10 %-igen Anteil 
berechnet sich das der Bedürfnis-
prüfung unterliegende produktive 
Vermögen wie folgt:

Wert des Unternehmensan-
teils 200

abzgl. anteiliges Verwaltungs-
vermögen (10 % von 320) 32

36  Die Obergrenze von 120 Mio. € ist angelehnt an 
den Höchstbetrag im Regierungsentwurf eines Geset-
zes zur Sicherung der Unternehmensnachfolge vom 
30. Mai 2005, erhöht um 20 %.
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Aufsätze

Wert des produktiven Ver-
mögens nach Abzug des 
steuerpflichtigen Verwal-
tungsvermögens 168

abzgl. Wert, der keiner 
Bedürfnisprüfung unterliegt 
(Obergrenze als Freibetrag) –120

Wert des produktiven Ver-
mögens über € 120 Mio. 48

Sodann bedarf es der Ermittlung des 
anteiligen verwertbaren Nettoverwal-
tungsvermögens, auf dessen Basis der 
Umfang des von der Verschonung 
ausgenommenen Teils des produk-
tiven Vermögens wie folgt bestimmt 
werden kann:

Anteiliges Verwaltungsver-
mögen 32

abzgl. Verwertungsabschlag 
(60 %) –19,2

für Erbschaftsteuerzah-
lung bei Verwertung des 
Verwaltungsvermögens 
verfügbarer Betrag 12,8

Entspricht einem anteiligen 
nicht verschonten Betrag 
des produktiven Vermögens 
von (12,8/Steuersatz 30 % x 
100 %) 42,67

Im Ergebnis ergibt sich aufgrund die-
ser Berechnungsschritte folgende 
Erbschaftsteuerbelastung für den 
Erwerber des 10 %-igen Unterneh-
mensanteils:

Erbschaftsteuer auf  
Verwaltungsvermögen  
(30 % von 32) 9,6

Erbschaftsteuer auf produk-
tives Vermögen, das auch 
nach der Bedürfnisprüfung 
begünstigt ist (bei 100 % 
Verschonungsabschlag keine 
Erbschaftsteuer) 0

Erbschaftsteuer auf pro-
duktives Vermögen nach 
Bedürfnisprüfung, das nicht 
begünstigt ist (42,67 x Steu-
ersatz 30 %) 12,80

Erbschaftsteuer insgesamt 22,40

Die Steuerquote bezogen auf den 
Anteil von 200 Mio. € beträgt somit 
im Beispiel 11,20 %.

Dieser Erbschaftsteuerbetrag würde 
nach unserem Modell folgenden 
Stundungsregelungen unterliegen:

Zinslose Stundung der Steuer 
auf das produktive Vermögen 12,8

Verzinsliche Stundung der 
Steuer auf das Verwaltungs-
vermögen 9,6

Ergänzend würde eine Investition 
des Verwaltungsvermögens in den 
kommenden Jahren in begünstigtes 
Vermögen dazu führen, dass sich die 
vorgenannte Steuerbelastung weiter 
reduziert.

V. Die Folgen des Urteils

Nach dem Urteilstenor ist das bishe-
rige Recht bis zu einer Neuregelung 
weiter anwendbar. Der Gesetzgeber 
ist verpflichtet, eine Neuregelung spä-
testens bis zum 30.06.2016 zu treffen.

Im Nachgang zum Erlass des Urteils 
ist die Frage diskutiert worden, ob 
das Erbschaftsteuergesetz automa-
tisch ohne Weiteres außer Kraft tritt, 
wenn eine Neuregelung durch den 
Gesetzgeber nicht bis zu 30.06.2016 
getroffen ist. Der Wortlaut des Tenors 
spricht eindeutig gegen ein automati-
sches Ende des Gesetzes. Wir sollten 
dem Bundesverfassungsgericht durch-
aus auch unterstellen, dass es dann, 
wenn es ein automatisches Außer-
krafttreten des Erbschaftsteuergeset-
zes mit dem Ablauf des 30.06.2016 
gewollt hätte, dies auch eindeutig 
formuliert hätte. Es unterliegt daher 
u.E. keinem Zweifel – und dies wurde 
zwischenzeitlich vom Berichterstat-
ter des Bundesverfassungsgerichtes 
auch mehrfach bestätigt – dass das 
Verstreichenlassen der Frist nicht zu 
einem „schenkungs- und erbschaft-
steuerlosen Zustand“ führen würde. 
Vielmehr würde das Gericht sodann 
mit einer Vollzugsanordnung gemäß 
§ 35 Bundesverfassungsgerichtsge-
setzes reagieren.

Interessanterweise hat das Gericht an 
mehreren Stellen des Urteils darauf 
hingewiesen, „dass die Anordnung 
der Fortgeltung der verfassungs-
widrigen Normen keinen Vertrau-
ensschutz gegen eine auf den Zeit-
punkt der Verkündung dieses Urteils 
bezogene rückwirkende Neurege-
lung begründet, die einer exzessiven 

Ausnutzung gerade der als gleich-
heitswidrig befundenen Ausgestal-
tungen der §§ 13a und 13b ErbStG 
die Anerkennung versagt.“ Wie aus 
politischen Kreisen zu vernehmen 
ist, beabsichtigt die Regierungskoali-
tion keine rückwirkende Neufassung 
des Gesetzes, auch nicht in Bezug 
auf die vom Gericht so bezeichnete 
„exzessive Ausnutzung“. Nichtsdes-
totrotz kann sich im Gesetzgebungs-
verfahren vieles noch ändern und aus 
Äußerungen der Finanzverwaltung ist 
erkennbar, dass der Umfang der Nut-
zung der Verschonungsregelungen 
im Zeitraum bis zum Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens sorgfältig 
beobachtet werden wird. Sollte eine 
Bugwelle von Unternehmensüber-
tragungen in den nächsten Monaten 
stattfinden, die den Eindruck entste-
hen lassen, dass es zu einer exzessiven 
Ausnutzung bestimmter Gestaltungs-
möglichkeiten im geltenden Recht 
kommt, so sind rückwirkende Reak-
tionen des Gesetzgebers nicht aus-
zuschließen. Wer deshalb noch unter 
Nutzung des derzeit geltenden Erb-
schaftsteuergesetzes Schenkungen 
durchführen möchte, sollte unbedingt 
mit den allseits bekannten Rückfall- 
bzw. Widerrufsklauseln für den Fall 
arbeiten, dass eine den Steuerzustand 
verschlechternde Rückwirkung des 
Gesetzes verabschiedet wird.

VI. Ergebnis

Der vorstehend in den wesentlichen 
Eckpunkten erläuterte Vorschlag eines 
Reformmodells für die Erbschaftsteuer 
würde es dem Gesetzgeber ermögli-
chen, auch für große Familienunter-
nehmen kalkulierbare Rahmenbedin-
gungen für eine Bedürfnisprüfung zu 
schaffen, die sich an den Vorgaben 
des Bundesverfassungsgerichts ori-
entieren. Die Bedürftigkeit wird nicht 
an eine Ermessensentscheidung der 
Finanzbehörde geknüpft, sondern 
an den Umfang des verwertbaren 
Verwaltungsvermögens als eindeutig 
bestimmbare Größe. Dies trägt zur 
Rechtssicherheit bei der Regelung 
der Unternehmensnachfolge und zur 
Verwaltungsvereinfachung bei.


